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I M  N A M E N  D E R  R E P U B L I K !  

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Mag. Samm sowie Hofrätin Mag.a Nussbaumer-Hinterauer, Hofrat Mag. Cede, 

Hofrätin Mag. I. Zehetner und Hofrätin Dr. Holzinger als Richter und 

Richterinnen, unter Mitwirkung der Schriftführerin MMag.a Havas, über die 

Revision der I K in S, vertreten durch Dr. Johannes Dörner und 

Dr. Alexander Singer, Rechtsanwälte in 8010 Graz, Brockmanngasse 91/I, 

gegen das Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichts Steiermark vom 

14. Juli 2022, LVwG 49.35-919/2022-17, betreffend Versetzung in den 

zeitlichen Ruhestand gemäß § 47a Abs. 1 DGO Graz 1957 und Bemessung des 

Bezuges gemäß § 47a Abs. 3 DGO Graz 1957 (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Gemeinderat der Stadt Graz), 

1. den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen, soweit sie sich gegen die mit dem 

angefochtenen Erkenntnis erfolgte Bestätigung der Versetzung in den 

zeitlichen Ruhestand mit Ablauf des 30. Juni 2021 richtet. 

2. zu Recht erkannt: 

Das angefochtene Erkenntnis wird im Übrigen (betreffend die Bemessung des 

Bezugs gemäß § 47a Abs. 3 DGO Graz 1957 mit Wirkung vom 1. Juli 2021 im 

Ausmaß von € 2.985,64) wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben. 

Das Land Steiermark hat der revisionswerbenden Partei Aufwendungen in der 

Höhe von € 1.346,40 binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution zu ersetzen. 

Entscheidungsgründe: 

1 Mit Bescheid des Stadtsenats Graz vom 21. Juni 2021 wurde die 

Revisionswerberin mit Ablauf des 30. Juni 2021 gemäß 

§ 47a Abs. 1 DGO Graz 1957 in den zeitlichen Ruhestand versetzt. 

Mit Wirksamkeit vom 1. Juli 2021 wurde ein Bezug gemäß 

§ 47a Abs. 3 DGO Graz 1957 in der Höhe des Ruhegenusses im Ausmaß von 

monatlich brutto € 3.050,74 festgesetzt. Begründend wurde ausgeführt, gemäß 
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§ 47a Abs. 1 DGO Graz 1957 verfüge der Stadtsenat die Versetzung in den 

zeitlichen Ruhestand, wenn der Beamte innerhalb eines Zeitraumes von 

zwei Jahren infolge Krankheit mehr als 52 Wochen vom Dienst abwesend 

gewesen sei und die Voraussetzungen für eine Versetzung in den dauernden 

Ruhestand nicht vorlägen. Die Revisionswerberin habe sich in den letzten 

zwei Jahren 375 Tage, also mehr als 52 Wochen, im „Krankenstand“ befunden. 

Laut den eingeholten medizinischen Sachverständigengutachten liege bei der 

Revisionswerberin keine dauerhafte Dienstunfähigkeit vor, sodass die 

Voraussetzungen für die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand vorlägen. Im 

Weiteren wurde die Ermittlung der Höhe des der Revisionswerberin 

gebührenden Bezuges dargestellt. 

2 Mit Bescheid vom 16. Dezember 2021 gab der Gemeinderat der Stadt Graz der 

dagegen von der Revisionswerberin erhobenen Berufung teilweise statt und 

hob den angefochtenen Bescheid auf. Weiters wurde ausgesprochen, die 

Revisionswerberin werde mit Ablauf des 30. Juni 2021 in den zeitlichen 

Ruhestand versetzt. Mit Wirkung vom 1. Juli 2021 werde ein Bezug in der 

Höhe des Ruhegenusses im Ausmaß von monatlich brutto € 2.985,64 

festgesetzt. 

3 Begründend wurde ausgeführt, es sei unstrittig, dass die Revisionswerberin 

nicht dauernd dienstunfähig sei und dass sie sich seit 29. Juni 2020 

ununterbrochen im „Krankenstand“ befinde. Es seien somit die 

Voraussetzungen des § 47a Abs. 1 DGO Graz 1957 erfüllt, die 

Revisionswerberin sei mit Ablauf des 30. Juni 2021 in den zeitlichen 

Ruhestand zu versetzen. 

4 Gemäß § 48 Abs. 2 DGO Graz 1957 gelte ein Beamter, solange über eine 

zulässige und rechtzeitige Berufung gegen eine Versetzung in den Ruhestand 

wegen Dienstunfähigkeit nicht entschieden sei, als beurlaubt. Da es sich bei der 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand gemäß § 47a DGO Graz 1957 

allerdings gerade nicht um eine Versetzung in den Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit handle, sondern explizit die dauerhafte Dienstunfähigkeit für 

die Anwendung des § 47a DGO Graz 1957 nicht vorliegen dürfe, sei 

§ 48 Abs. 2 DGO Graz 1957 vorliegendenfalls nicht anzuwenden. Die 
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Revisionswerberin sei daher nicht zu beurlauben, sondern mit Ablauf des 

30. Juni 2021 in den zeitlichen Ruhestand zu versetzen gewesen. Daran 

vermöge auch die aufschiebende Wirkung der Berufung nichts zu ändern. 

5 Was das Vorbringen der Revisionswerberin betreffe, es handle sich um einen 

COVID-bedingten „Krankenstand“, sodass die Voraussetzungen für die 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand nicht vorlägen, sei zu entgegnen, dass 

es der Revisionswerberin freigestanden wäre, sich gemäß dem 

Organisations- und Sicherheitskonzept der Stadt Graz ab 4. Mai 2020 dienstfrei 

stellen zu lassen oder nach Vorlage eines ärztlichen Risikoattests in Telearbeit 

zu arbeiten. Von diesen Möglichkeiten habe die Revisionswerberin keinen 

Gebrauch gemacht. Zum Vorbringen der Revisionswerberin, sie wäre im 

Home-Office dienstfähig, sei festzuhalten, dass dies nicht 

entscheidungswesentlich sei, da sie sich seit 29. Juni 2020 ununterbrochen im 

„Krankenstand“ befinde. 

6 Im Rahmen des Ermittlungsverfahrens sei festgestellt worden, dass im 

Bescheid des Stadtsenates der Landeshauptstadt Graz vom 21. Juni 2021 

fälschlicherweise ein Ruhegenuss in Höhe von monatlich brutto € 3.050,74 

festgelegt worden sei. Die korrekte Berechnung des Ruhegenusses ergebe ein 

Ausmaß von brutto € 2.985,64. 

7 Mit dem angefochtenen Erkenntnis wies das Landesverwaltungsgericht die 

dagegen von der Revisionswerberin erhobene Beschwerde als unbegründet ab 

und bestätigte den bekämpften Bescheid mit der Maßgabe, dass die Berufung 

vom 29. Juni 2021 gegen den Bescheid des Stadtsenates vom 21. Juni 2021 

abgewiesen und die damit verfügte Versetzung in den zeitlichen Ruhestand mit 

Ablauf des 30. Juni 2021 bestätigt werde. Spruchpunkt 2. des genannten 

Berufungsbescheides habe zu lauten: „Mit Wirkung vom 01.07.2021 wird ein 

Bezug in der Höhe des Ruhegenusses im Ausmaß von € 2.985,64 monatlich 

brutto festgesetzt.“ Weiters wurde ausgesprochen, dass eine ordentliche 

Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG 

unzulässig sei. 
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8 In rechtlicher Hinsicht führte das Verwaltungsgericht aus, auch für die 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand sei nach der Judikatur des 

Verwaltungsgerichtshofes maßgeblich, ob die entsprechenden Voraussetzungen 

im Zeitpunkt der Erlassung des Rechtsgestaltungsbescheides erfüllt gewesen 

seien. Es sei also eine ex tunc-Prüfung durchzuführen. Dies ergebe sich neben 

allgemeinen Grundsätzen zur Erlassung von Rechtsgestaltungsbescheiden auch 

aus den Bestimmungen und Ausführungen zur maßgeblichen Rechtslage und 

zum Verfahren bei der Versetzung in den Ruhestand (Hinweis auf 

VwGH 29.1.2014, 2013/12/0052). 

9 Gemäß § 48 Abs. 1 DGO Graz 1957 werde die Versetzung in den Ruhestand 

mit Ablauf des im Bescheid festgesetzten Monatsletzten wirksam. Liege dieser 

Termin vor der Zustellung des Bescheides, werde die Versetzung in den 

Ruhestand mit Ablauf des der Zustellung folgenden Monatsletzten wirksam. 

Bei Versetzung in den zeitlichen Ruhestand gemäß § 47a 

Abs. 1 DGO Graz 1957 habe der Stadtsenat bei Vorliegen der beiden dort 

genannten Voraussetzungen (mehr als 52 Wochen Dienstabwesenheit innerhalb 

eines Zeitraumes von zwei Jahren und nicht vorliegende dauernde 

Dienstunfähigkeit) die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand vorzunehmen. 

Die Abwesenheit der Revisionswerberin vom Dienst infolge Krankheit im 

Sinne des § 47a Abs. 1 DGO Graz 1957 sei abgesehen von acht Tagen, die im 

Zeitraum von Juni 2019 bis Juni 2020 gelegen seien, ausschließlich seit 

29. Juni 2020 in ununterbrochener Weise verwirklicht. Die Dienstunfähigkeit 

sei vom Hausarzt der Revisionswerberin laufend bestätigt worden und habe 

einschließlich eines „Reha-Aufenthaltes“ bis zum 21. Juni 2021 angedauert. 

10 Der Wirksamkeitsbeginn dieser Versetzung ergebe sich aus dem 

ausdrücklichen Wortlaut des § 48 Abs. 1 erster Satz DGO Graz 1957. Diese 

Bestimmung unterscheide sich maßgeblich von vergleichbaren Bestimmungen, 

die in anderen dienst- und gehaltsrechtlichen Gesetzen enthalten seien. 

Beispielhaft sei hier § 14 Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 (BDG 1979) 

erwähnt, der hinsichtlich der Versetzung in den Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit in seinem Abs. 4 normiere, dass die Versetzung mit Ablauf 

jenes Monats wirksam werde, in dem sie rechtskräftig werde. Erwähnt sei der 
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Vollständigkeit halber, dass nach der Judikatur jedoch auch in diesem Falle der 

maßgebliche Zeitpunkt für die Beurteilung der (dauernden) Dienstunfähigkeit 

der Zeitpunkt der Erlassung des Bescheides sei. Auch im 

Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 (LDG 1984) sei in § 12 Abs. 6 

ausdrücklich angeordnet, dass die Versetzung in den Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit mit Ablauf jenes Monats wirksam werde, in dem die 

Rechtskraft des Versetzungsbescheides eintrete. In diesen beiden Fällen wäre 

eine vor der Rechtskraft eintretende, angeordnete Wirksamkeit der Versetzung 

in den Ruhestand jedenfalls rechtswidrig. 

11 Im Vergleich dazu sei das Dienst- und Besoldungsrecht der Bediensteten des 

Landes Steiermark (Stmk. L-DBR) erwähnt, das in seinem § 141 Abs. 5 

normiere, dass die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand wegen 

Dienstunfähigkeit mit Zustellung des Bescheides wirksam werde. 

12 Ausgehend von den im gegenständlichen Fall auf die Revisionswerberin 

anzuwendenden Bestimmungen des § 47a und des § 48 Abs. 1 DGO Graz 1957 

sei zu beachten, dass hier nicht nur der Versetzungsbescheid vor dem 

30. Juni 2021 zugestellt worden sei, sondern vor diesem Zeitpunkt, nämlich 

am 29. Juni 2021, sogar noch die Einbringung der Berufung gegen diesen 

Bescheid erfolgt sei. 

13 Sämtliche gesetzliche Voraussetzungen seien daher im Zeitpunkt der 

Entfertigung dieses Rechtsgestaltungsbescheides durch die Behörde, also 

am 21. Juni 2021, ebenso wie zum Zeitpunkt der Zustellung des Bescheides, 

welche am 23. Juni 2021 erfolgt sei, erfüllt. Die Versetzung in den zeitlichen 

Ruhestand mit Ablauf des 30. Juni 2021 sei daher als rechtskonform zu 

beurteilen. 

14 Es bestehe mangels jeglicher gesetzlichen Grundlage auch keinerlei Spielraum, 

die durch Krankheit bedingte Abwesenheit vom Dienst im Nachhinein 

umzudeuten oder anders auszulegen und zu bewerten, wobei an diesem 

Umstand auch die COVID-19-Pandemie nichts zu Gunsten der 

Revisionswerberin bewirken könne. Es sei dem Vertreter der 

Revisionswerberin zwar insofern zuzustimmen, als die der Versetzung in den 
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zeitlichen Ruhestand zu Grunde liegende Norm des § 47a DGO Graz 1957 vor 

Beginn der COVID-19-Pandemie in rechtliche Geltung gesetzt worden sei, 

doch sei nicht ersichtlich, inwiefern sich dieser Umstand maßgeblich zu 

Gunsten seiner Mandantin auswirken könnte. Der Vertreter der 

Revisionswerberin stütze sich in seinem Vorbringen ausschließlich auf die 

besondere Situation betreffend die COVID-19-Pandemie und sei der Meinung, 

diese könne seiner Mandantin zum Erfolg verhelfen, sei doch richtigerweise nie 

von einem „Krankenstand“ auszugehen gewesen. Dazu sei bemerkt, dass dabei 

von Seiten der Revisionswerberin in Berücksichtigung ihres gesamten 

Vorbringens eine gewisse Unschlüssigkeit darüber zu bestehen scheine, ob sie 

nun dienstfrei zu stellen gewesen wäre oder ob sie im Home-Office hätte tätig 

werden können. Dieses gesamte Vorbringen könne der Beschwerde jedoch 

nicht zum Erfolg verhelfen, weil an dem Umstand der Verwirklichung der 

52-wöchigen Abwesenheit vom Dienst infolge Krankheit, die tatsächlich 

eingetreten sei, im Nachhinein nicht mehr gerüttelt werden könne. Auch eine 

Dienstverrichtung im Home-Office sei jedenfalls nur bei Vorliegen der 

Dienstfähigkeit möglich, weshalb durchaus nachvollziehbar sei, dass auch 

Home-Office aufgrund der durchgängig bestätigten Dienstunfähigkeit nie in 

Betracht gekommen sei. 

15 Eine COVID-19-bedingte Dienstfreistellung sei im gegenständlichen Fall 

gerade nicht gewährt worden, wobei mehrere Wochen vor Beginn der 

durchgängigen Abwesenheit vom Dienst infolge Krankheit, nämlich Anfang 

Mai 2020, von der Revisionswerberin ein entsprechendes Risikoattest vorgelegt 

worden sei. In einem daraufhin abgehaltenen persönlichen Gespräch zwischen 

der Revisionswerberin und ihrer Abteilungsleiterin sei festgehalten worden, 

dass die Dienstverrichtung unter Einhaltung gewisser Rahmenbedingungen und 

Hygienemaßnahmen weiter am Dienstort möglich und zumutbar sei und kein 

Bedarf an Telearbeit oder Freistellung bestehe. Diese Entscheidung sei von der 

Revisionswerberin nicht weiter hinterfragt, bezweifelt oder gar bekämpft 

worden, sondern sie habe in den darauffolgenden Wochen bis einschließlich 

24. Juni 2020 regulär ihren Dienst am Dienstort versehen. Es könne und müsse 

daher im gegenständlichen Verfahren dahingestellt bleiben, ob die damalige 
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Entscheidung betreffend die COVID-19-bedingte Dienstfreistellung tatsächlich 

gerechtfertigt gewesen sei oder nicht. 

16 Faktum sei nämlich jedenfalls, dass sich die Revisionswerberin ab 

29. Juni 2020 unter Vorlage von „Krankenstandsbestätigungen durchgehend 

krankgemeldet“ gewesen sei und in weiterer Folge auch keinerlei Ersuchen 

oder Ähnliches an ihren Dienstgeber gerichtet habe, ihr doch eine 

Dienstfreistellung oder eine Dienstverrichtung in anderer Form zu ermöglichen. 

Es sei die dienstliche Abwesenheit der Revisionswerberin über all diese 

Monate von allen Beteiligten als krankheitsbedingte Abwesenheit vom Dienst 

(als „Krankenstand“) gelebt und gewertet worden. Es bestehe keine rechtliche 

Möglichkeit für das Verwaltungsgericht, diese tatsächlich zurückgelegte 

Abwesenheit vom Dienst infolge Krankheit in irgendeinen anderen rechtlichen 

Status umzudeuten und folglich die Situation nachträglich anders zu bewerten. 

Eine derartige Möglichkeit habe im Übrigen auch für den Stadtsenat zum 

Zeitpunkt der Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides nicht bestanden. 

17 Gegen die Bemessung der Höhe des Betrages in Spruchpunkt 2. des 

bekämpften Bescheides mit € 2.985,64 habe die Revisionswerberin keinen 

Einwand erhoben. Bei Durchsicht des Aktes habe sich ergeben, dass die 

ursprüngliche, höhere Festsetzung auf einem Tippfehler (Zahlensturz) im 

Verlauf der Berechnung beruht habe. 

18 Der Spruch sei umzuformulieren gewesen, weil der Gemeinderat im Ergebnis 

über die eingebrachte Berufung zur Gänze abschlägig entschieden habe. Er 

habe lediglich den Ruhegenuss neu - nämlich geringer - bemessen, was 

mangels eines hier vorliegenden Verschlechterungsverbotes auch 

rechtskonform möglich sei. 

19 Gegen dieses Erkenntnis richtet sich die vorliegende Revision mit dem Antrag, 

der Verwaltungsgerichtshof möge in der Sache selbst entscheiden und das 

angefochtene Erkenntnis dahin abändern, dass der Beschwerde gegen die 

zeitliche Ruhestandsversetzung mit Wirksamkeit vom 30. Juni 2021 Folge 

gegeben und von dieser Abstand genommen werde; hilfsweise auszusprechen, 

das diese erst mit dem auf die Zustellung des Erkenntnisses des 
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Landesverwaltungsgerichts folgenden Monatsletzten wirksam werde; in eventu 

das angefochtene Erkenntnis wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von 

Verfahrensvorschriften aufzuheben. 

20 Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz erstattete eine 

Revisionsbeantwortung, in der er beantragte, die Revision als unzulässig 

zurück-, in eventu als unbegründet abzuweisen. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat erwogen: 

21 In der Zulässigkeitsbegründung der Revision wird ausgeführt, das 

Landesverwaltungsgericht habe sich ausdrücklich mit der Rechtslage zum 

LDG 1984 auseinandergesetzt und ausgeführt, dass die Versetzung in den 

Ruhestand mit Ablauf jenes Monats wirksam werde, in dem die Rechtskraft des 

Versetzungsbescheides eintrete. Es zitiere hier sogar die Judikatur, dass eine 

vor Rechtskraft eintretende angeordnete Wirksamkeit der Versetzung in den 

Ruhestand jedenfalls rechtswidrig wäre. Das sei ebenfalls für den vorliegenden 

Fall zu erkennen und die Reduzierung der Bezüge im Zuge der vorläufigen 

Ruhestandsversetzung erst mit Zustellung des Erkenntnisses anzunehmen. Das 

Landesverwaltungsgericht gelange jedoch zur Auffassung, dass, weil der 

Versetzungsbescheid am 30. Juni 2021 zugestellt worden sei, bereits ab diesem 

Zeitpunkt die gehaltsmäßige Reduktion indiziert sei. 

22 Wann die Gehaltsbezüge bei einer amtswegigen Ruhestandsversetzung 

eingestellt werden dürften bzw. ein verminderter Betrag zur Auszahlung 

gelange, betreffe nicht nur Beamte und Beamtinnen, die in den zeitlichen 

Ruhestand versetzt würden, sondern auch Beamte und Beamtinnen, die in den 

dauernden Ruhestand versetzt würden. 

23 Außerdem seien bei der Revisionswerberin die Voraussetzungen für eine 

Dienstfreistellung als COVID-Risikopatientin vorgelegen. 

24 Die Revision ist teilweise zulässig und teilweise begründet. 
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25 Die §§ 47, 47a und 48 Dienst- und Gehaltsordnung der Beamten der 

Landeshauptstadt Graz 1957 (DGO Graz 1957), LGBl. Nr. 30, in der Fassung 

LGBl. Nr. 56/2011, lauten auszugsweise: 

„§ 47 

Versetzung in den dauernden Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 

(1) Der Beamte ist von Amts wegen oder auf seinen Antrag in den dauernden 

Ruhestand zu versetzen, wenn er dauernd dienstunfähig ist. 

(2) Der Beamte ist dienstunfähig, wenn er infolge seiner körperlichen oder 

geistigen Verfassung seine dienstlichen Aufgaben nicht erfüllen und ihm kein 

mindestens gleichwertiger Arbeitsplatz zugewiesen werden kann, dessen 

Aufgaben er nach seiner körperlichen und geistigen Verfassung zu erfüllen 

imstande ist und der ihm mit Rücksicht auf seine persönlichen, familiären und 

sozialen Verhältnisse billigerweise zugemutet werden kann. 

...“ 

„§ 47a 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand 

(1) Der Stadtsenat verfügt die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand, wenn 

der Beamte innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren infolge Krankheit 

mehr als 52 Wochen vom Dienst abwesend war und die Voraussetzungen für 

eine Versetzung in den dauernden Ruhestand nicht vorliegen. 

... 

(3) Während des zeitlichen Ruhestandes erhält der Beamte Bezüge in der Höhe 

des Ruhegenusses. 

(4) Ein in den zeitlichen Ruhestand versetzter Beamten ist bei Wiedererlangung 

der Dienstfähigkeit bei sonstigem Verlust seiner Bezüge verpflichtet, sich zu 

Diensten, die seiner Anstellung gemäß § 20 entsprechen, wieder verwenden zu 

lassen. 

(5) Wird ein in den zeitlichen Ruhestand versetzter Beamter innerhalb von 

drei Jahren nicht wieder verwendet, so ist er in den dauernden Ruhestand zu 

versetzen. 

...“ 

„§ 48 

Verfahren bei der Versetzung in den Ruhestand 

(1) Die Versetzung in den Ruhestand wird mit Ablauf des im Bescheid 

festgesetzten Monatsletzten wirksam. Liegt dieser Termin vor der Zustellung 
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des Bescheides wird die Versetzung in den Ruhestand mit Ablauf des der 

Zustellung folgenden Monatsletzten wirksam. 

(2) Solange über eine zulässige und rechtzeitige Berufung gegen eine 

Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit nicht entschieden ist, 

gilt der Beamte als beurlaubt. 

...“ 

26 Gemäß § 47a Abs. 1 DGO Graz 1957 ist der Beamte in den zeitlichen 

Ruhestand zu versetzen, wenn er innerhalb von zwei Jahren infolge Krankheit 

mehr als 52 Wochen vom Dienst abwesend war und die Voraussetzungen für 

die Versetzung in den dauernden Ruhestand (also dauernde Dienstunfähigkeit) 

nicht vorliegen. 

27 Im Revisionsverfahren ist unstrittig, dass bei der Revisionswerberin die 

Voraussetzungen für die Versetzung in den dauernden Ruhestand nicht 

vorlagen und dass sie innerhalb des Beobachtungszeitraums krankheitsbedingt 

mehr als 52 Wochen dienstabwesend war. 

28 Damit waren die Voraussetzungen für die Versetzung in den zeitlichen 

Ruhestand erfüllt. Daran kann die Argumentation der Zulässigkeitsbegründung, 

es seien die Voraussetzungen für eine Dienstfreistellung der Revisionswerberin 

als COVID-Risikopatientin erfüllt gewesen, schon deshalb nichts ändern, weil 

nach den iSd. § 41 VwGG maßgebenden Feststellungen des 

Verwaltungsgerichts eine Dienstfreistellung nicht erfolgte, die 

Revisionswerberin vielmehr im „Krankenstand“ war. 

29 Gemäß § 48 Abs. 1 DGO Graz 1957 wird die Versetzung in den Ruhestand mit 

Ablauf des im Bescheid festgesetzten Monatsletzten wirksam, liegt dieser 

Termin vor der Zustellung des Bescheids, mit Ablauf des der Zustellung 

folgenden Monatsletzten. 

30 Der vorliegendenfalls im Verwaltungsverfahren ergangene Berufungsbescheid 

des Gemeinderats vom 16. Dezember 2021 hat die aus § 66 Abs. 4 AVG 

resultierende Wirkung, dass der erstinstanzliche Bescheid in der 

Berufungsentscheidung aufgegangen und diese Berufungsentscheidung, sobald 

sie erlassen und solange sie aufrecht ist, der alleinige und ausschließliche 



Ra 2022/12/0125-6 

19. Februar 2024 

 

11 von 13 

Verwaltungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

www.vwgh.gv.at 

Träger des Bescheidinhaltes ist (vgl. etwa VwGH 24.4.2002, 2001/12/0165, 

mwN). Im Revisionsfall war daher aus Sicht des Verwaltungsgerichts 

anlässlich seiner Entscheidung der Berufungsbescheid des Gemeinderates vom 

16. Dezember 2021 der Rechtsgestaltungsbescheid, mit dem die Versetzung in 

den zeitlichen Ruhestand wirksam ausgesprochen wurde. 

31 In seinem Erkenntnis vom 29. Jänner 2014, 2013/12/0052, auf das sich das 

Landesverwaltungsgericht berief, sprach der Verwaltungsgerichtshof aus, dass 

auch für die Versetzung in den zeitlichen Ruhestand gilt, dass die 

entsprechenden Voraussetzungen im Zeitpunkt der Erlassung des 

diesbezüglichen Rechtsgestaltungsbescheides zu prüfen sind. Da die 

Ruhestandsversetzung im dortigen Fall - wie auch vorliegend - vom 

Gemeinderat als letzter Instanz des innergemeindlichen Instanzenzuges 

ausgesprochen wurde, und durch die steiermärkische Landesregierung im 

dortigen Fall lediglich auf Grund der Erhebung einer Vorstellung eine 

aufsichtsbehördliche Überprüfung erfolgte, war der relevante Bescheid auch in 

jenem Fall - entgegen den Ausführungen des Landesverwaltungsgerichts - jener 

des Gemeinderats. 

32 Der Verwaltungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis vom 4. September 2014, 

2010/12/0214, bereits ausgesprochen, dass sich aus § 48 

Abs. 1 DGO Graz 1957 ergibt, dass eine Versetzung in den Ruhestand ex lege 

jedenfalls erst nach Zustellung des die Ruhestandsversetzung verfügenden 

Bescheides wirksam wird. Soweit die Behörde den erstinstanzlichen Bescheid 

vollinhaltlich bestätigte, ohne ein neues Datum für die Ruhestandsversetzung 

festzusetzen, führte dies zu keiner Rechtswidrigkeit, weil gemäß § 48 

Abs. 1 DGO Graz 1957 die Ruhestandsversetzung ex lege jedenfalls erst nach 

Zustellung des die Ruhestandsversetzung verfügenden Bescheides wirksam 

wird. Auch aus diesem Erkenntnis ist abzuleiten, dass vom 

Landesverwaltungsgericht die Wirksamkeit der Ruhestandsversetzung 

ausgehend vom Berufungsbescheid des Gemeinderats und nicht ausgehend 

vom erstinstanzlichen Bescheid des Stadtsenats zu prüfen gewesen wäre, was 

sich auch aufgrund der aufschiebenden Wirkung der Berufung ergibt. 
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33 Gemäß § 17 VwGVG hat das Verwaltungsgericht bei Entscheidung über 

Bescheidbeschwerden insbesondere jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen 

in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in 

dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren 

angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte. Aus § 17 VwGVG 

iVm. § 48 Abs. 1 zweiter Satz DGO Graz 1957 ergibt sich daher, dass die 

Ruhestandsversetzung ex lege erst mit Ablauf des der Zustellung des 

Erkenntnisses des Verwaltungsgerichts folgenden Monatsletzten wirksam 

wurde (vgl. zur Anwendbarkeit des § 17 VwGVG etwa VwGH 15.6.2022, 

Ra 2021/11/0041; 22.5.2019, Ro 2019/09/0002). 

34 Die Revision war im Sinne obiger Ausführungen daher zurückzuweisen, soweit 

sie sich gegen die mit dem angefochtenen Erkenntnis erfolgte Bestätigung der 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand mit Ablauf des 30. Juni 2021 richtet. 

Im Sinne der Rechtssicherheit wäre es allerdings zweckmäßig, wenn die 

Berufungsbehörde bzw. das Verwaltungsgericht bei einer derartigen 

Konstellation auf die ex lege-Wirkung des § 48 Abs. 1 zweiter Satz 

DGO Graz 1957 betreffend den Eintritt der Wirksamkeit der Versetzung in den 

(zeitlichen) Ruhestand hinweisen würden. 

35 Das angefochtene Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichts wurde den 

Parteien ausweislich des Akteninhalts am 14. Juli 2022 zugestellt. Die 

Versetzung in den zeitlichen Ruhestand wurde somit mit Ablauf des 

31. Juli 2022 - also mit 1. August 2022 - rechtswirksam. Der Beginn der 

Gebührlichkeit des Bezuges gemäß § 47a Abs. 3 DGO Graz 1957 wurde daher 

entsprechend hinausgeschoben, wodurch sich auch der Zeitraum, der der 

Ermittlung des Bezugs zugrunde zu legen ist, änderte. 

36 Das angefochtene Erkenntnis war daher betreffend die Bemessung des Bezuges 

gemäß § 47a Abs. 3 DGO Graz 1957 gemäß § 42 Abs. 2 Z 1 VwGG wegen 

Rechtswidrigkeit seines Inhalts aufzuheben. 
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37 Die Kostenentscheidung gründet auf den §§ 47 ff VwGG iVm. der 

VwGH-Aufwandersatzverordnung 2014. 

W i e n ,  am 19. Februar 2024 

 


